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Von Andreas Heimann
Und Stefan Kruse

Berlin – In Berlin steht an die-
sem Sonntag eine Teil-Wieder-
holung der Bundestagswahl 
vom 26. September 2021 an. 
Zweieinhalb Jahre später wird 
in gut einem Fünftel der Wahl-
bezirke erneut abgestimmt. 

Weshalb wird die 
Bundestagswahl in Berlin 
teilweise wiederholt ?

Bei der Wahl am 26. Sep-
tember 2021 gab es zahlreiche 
schwerwiegende Pannen, al-
lerdings nicht flächendeckend 
in der ganzen Stadt. Zum Teil 
fehlten Stimmzettel, vor man-
chen Wahllokalen gab es lange 
Warteschlangen. Manche 
Stimmen wurden deutlich 
nach dem eigentlichen Wahl-
ende abgegeben. Das Bundes-
verfassungsgericht entschied 
deshalb im Dezember 2023, 
dass die Wahl in 455 von 2256 
Wahlbezirken und den zuge-
hörigen Briefwahlbezirken 
wiederholt werden muss. 

Sind die Ergebnisse am 
Wahlabend bekannt ?

Anders als üblich gibt es 
diesmal am Wahlabend keine 
zentralen Veranstaltungen der 
Parteien, die auf die Progno-

fang möglich. Hintergrund ist 
die bundesweite Gewichtung 
der Stimmanteile der Parteien. 
So ist denkbar, dass ein Berli-
ner Bundestagsabgeordneter 
wegen entsprechender Verän-
derungen bei der Wahlbeteili-
gung oder seines Wahlergeb-
nisses sein Mandat verliert 
und ein Abgeordneter aus 
einem anderen Bundesland 
dafür nachrückt.

Welche Folgen sind
 für die Linke durch die 
Wahl denkbar ?

Die Linke war 2021 nur we-
gen ihrer drei Direktmandate 
in den Bundestag eingezogen. 
Davon wurden von Gesine 
Lötzsch und Gregor Gysi 
gleich zwei in Berlin geholt. 
Wenn eines davon wegfallen 
würde, wäre die Linke theore-
tisch nicht mehr im Bundes-
tag vertreten. Praktisch kann 
die Teilwiederholung das Er-
gebnis in den beiden Wahl-
kreisen aber nicht grundsätz-
lich verändern – Lötzsch und 
Gysi werden ihre Direktman-
date behalten.

Wie viele Berliner
 dürfen wählen ?

Berlinweit sind rund 
550 000 Menschen wahlbe-
rechtigt. Gewählt wird wie be-

kannt mit Erst- und Zweit-
stimme. Bei der ursprüngli-
chen Wahl 2021 waren es rund 
2,47 Millionen Wahlberechtig-
te, die Wahlbeteiligung betrug 
75,2 Prozent.

Ist nur wahlberechtigt, 
wer 2021 wählen durfte ?

Nein. Zum Beispiel dürfen 
alle volljährigen Deutschen 
mit Wohnsitz in einem infrage 
kommenden Berliner Wahlbe-
zirk mitwählen, auch wenn sie 
2021 noch nicht 18 Jahre alt 
waren. Wer in der Zwischen-
zeit aus einer anderen Stadt 
zugezogen ist, hat in den ent-
sprechenden Wahlbezirken 
ebenfalls das Recht, abzustim-
men. Wer dagegen aus Berlin 
weggezogen ist, kann an der 
Wiederholungswahl nicht teil-
nehmen.

Wie haben die Berliner 
2021 gewählt ?

Bei der Bundestagswahl lag 
in Berlin die SPD mit 23,4 Pro-
zent der Zweitstimmen vorn, 
gefolgt von Grünen (22,4), 
CDU (15,9), Linken (11,4), FDP 
(9,1) und AfD (8,4). Von den 
zwölf Direktmandaten, die in 
der Hauptstadt zu vergeben 
sind, gewann die SPD vier, 
Grüne und CDU je drei und die 
Linke zwei. 

sen im Fernsehen warten. Bis 
die Landeswahlleitung das 
vorläufige Ergebnis bekannt 
gibt, dürfte es weit nach Mit-
ternacht sein. 

Muss die Ampel-Koalition 
um ihre Mehrheit fürchten ?

Nein. Es sind kleinere Ver-
schiebungen möglich, aber 
eine Veränderung der Mehr-
heitsverhältnisse im Bundes-
tag ist nicht zu erwarten. Die 

Ampel-Koalition aus SPD, Grü-
nen und FDP hat im Bundes-
tag 417 von 736 Sitzen. Insge-
samt sind im Bundestag nur 
29 Abgeordnete aus Berlin 
vertreten. 

Was bedeutet die Wahl 
für  Berliner Abgeordnete ?

Abhängig vom Abstim-
mungsergebnis und von der 
Wahlbeteiligung ist denkbar, 
dass einzelne Berliner Abge-

ordnete künftig nicht mehr im 
Bundestag vertreten sind und 
andere neu einziehen. Das gilt 
sowohl für solche, die in 
ihrem Wahlkreis ein Direkt-
mandat gewonnen haben, als 
auch für diejenigen, die über 
die Landesliste in den Bundes-
tag eingezogen sind.

Sind Auswirkungen auf 
andere Länder denkbar ?

Das ist in geringem Um-

Lange Schlange am 26. September  2021: Wählerinnen und Wähler warten im Berliner Stadt-
teil Prenzlauer Berg vor einem Wahllokal. dpa-ArchivBILD: Dittrich

Von Wilhelm Pischke
Und Gerd Roth

Berlin – Nach dem Abbruch 
einer Podiumsdiskussion mit 
einer israelischen Richterin 
haben Vertreter der Berliner 
Humboldt-Universität und 
der Hochschule Hertie School 
Kritik am Verhalten der pro-
palästinensischen Aktivisten 
geübt. „Ich empfinde es als be-
schämend gegenüber den 
Gästen, die wir zu einer wichti-
gen Diskussion eingeladen ha-
ben, dass diese nicht wie ge-
plant stattfinden konnte“, sag-
te Julia von Blumenthal, Präsi-
dentin der Humboldt-Univer-
sität, am Freitagmorgen. In 
der Uni müssten „auch äu-
ßerst kontroverse Positionen 
diskutiert werden können“. 
Das gehe aber nur, wenn man 
sich gegenseitig zuhöre. „Dazu 
gab es vonseiten der Aktivis-
ten heute keine Bereitschaft.“

Laut gemeinsamer Mittei-
lung der beiden Hochschulen 
störten pro-palästinensische 
Aktivisten am Donnerstag-
abend eine Podiumsdiskus-
sion zum Thema „Constitutio-
nal Challenges – Judging in a 
Constitutional Democracy“ so 
massiv, dass diese abgebro-
chen werden musste. Zur Ver-
anstaltung waren internatio-
nal aktive und ehemalige 
Richter geladen worden, da-
runter auch Daphne Barak-
Erez, Professorin und Richte-
rin am israelischen Verfas-
sungsgericht. Nach Angaben 
der Unis stand eine Person 

während der Veranstaltung 
auf, um ein Statement zu ver-
lesen. Als die Vortragenden 
auf der Bühne darauf reagie-
ren wollten, seien sie „jedoch 
durch lautes und andauerndes 
Gebrüll einzelner Personen“ 
gestört worden. Die Organisa-
toren entschieden daraufhin, 
die Diskussion abzubrechen. 

Derweil hat  die Freie Uni-
versität Berlin nach dem An-

griff auf einen jüdischen Stu-
denten   Konsequenzen gezo-
gen. Die Uni erlasse nach dem 
mutmaßlich antisemitisch 
motivierten gewaltsamen An-
griff in Berlin-Mitte gegen den 
Tatverdächtigen ein dreimo-
natiges Hausverbot zum 
Schutz der Hochschul-Mitglie-
der auf dem Campus, teilte die 
Uni am Freitagabend mit. Die-
ses  könne verlängert werden.

Pro-Palästina-Störer  schreien 
israelische Richterin nieder
Antisemitismus  Empörung über Vorfall an Humboldt-Uni

Alexander Will über Rollkommandos und Gewalt 
an deutschen Universitäten 

Kommentar

Was sich  in Berlin ab-
spielt, ist  schändlich. Es 

ist Antisemitismus  des 21. 
Jahrhunderts, Antisemitis-
mus, der sich gegen den jüdi-
schen Staat richtet. 

Ginge es um Inhalte oder 
das Wohl der Araber, hätten 
die antiisraelischen Demons -
tranten an der Humboldt-Uni-
versität einfach  zuhören sol-
len: Daphne Barak-Erez gilt als 
explizit liberal und gehört zu 
jenem Teil der israelischen Ge-
sellschaft, der einem Kompro-
miss mit den Palästinensern 
zuneigt. 

Aber um das Schicksal ver-
meintlich Unterdrückter geht 
es diesen Leuten ja nicht. Sie 
wollen nicht diskutieren, son-

dern ideologische Lufthoheit 
erringen – indem sie Aus-
tausch     unmöglich machen.  
Das erinnert an das Vorgehen 
studentischer  Rollkomman-
dos vor 90 oder 56 Jahren.  

Man fragt sich angesichts 
solchen Treibens  – erinnert sei 
auch an den  Angriff auf einen 
jüdischen Studenten in Berlin 
– wo   der „Aufstand der An-
ständigen“ an den Universitä-
ten bleibt? Sollten nicht all 
diese gutgesinnten  Universi-
tätsintellektuellen  ihre Stim-
me erheben, wenn in ihrem 
direkten  Umfeld derartiges ge-
schieht? Da fehlt’s dann wohl 
an echtem Mut. 
@ Den Autor erreichen Sie unter 
Will@infoautor.de

Purer Antisemitismus 

Abstimmung  Wegen schwerwiegender Pannen am Wahltag 2021  dürfen 550 000 Bürger noch mal ihr Kreuz setzen  

Berlin wiederholt die Bundestagswahl
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